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Ist Betteln ein Menschenrecht?
ein brisantes thema war titel eines Club 3.
Ein Beitrag von Kathrin Quatember.

Schüben diskutiert wurde. während das
verbot in Salzburg umfassend ist,
betrifft das verbot in anderen Bundes-
ländern Formen des „Bettelns auf
aggressive art und weise“ oder auch
„gewerbsmäßiges Betteln“. abseits der
juristischen ebene meinte haller, der
Bettel-diskurs diene aber in erster linie
der Stimmungsmachung, da von rein
juristischer Seite genug andere möglich-
keiten existieren, um gegen das Betteln
vorzugehen. tatsache ist, dass vor allem
BettlerInnen mit nicht-österreichischem
hintergrund sowie roma und Sinti in der
diskussion um das Bettelverbot oft
angegriffen werden.

(Un)sichtbare Armut

auch robert Buggler meinte, dass sich
gerade in Salzburg die diskussion in
letzter Zeit wieder verstärkt habe, und
ergänzte, dass es sich hier um eine klei-
ne personengruppe handelt, die medial
immer wieder stigmatisiert und von der
Gesellschaft ausgegrenzt wird – man
habe kein Bettelproblem, sondern ein
grundsätzliches problem im Umgang mit
armut. als Grund dafür nannte er unter
anderem die tatsache, dass die armut
wieder sichtbarer wird. Statt bei der
armutsbekämpfung anzusetzen, ver-
sucht man, über Sicherheitspolizeigeset-
ze soziale Fragen zu lösen. Um Betteln
zu verbieten, armut zu verstecken und
rechtfertigungsstrategien zu entwickeln,
werden Bettler und arme kriminalisiert.
marion thuswald kommentierte die Situ-
ation in wien sowie die entstehung der
wiener Bettellobby. ergänzend zu Inge-
borg haller wies sie darauf hin, dass die
auslegung des wiener landessicher-
heitsgesetzes (verbot von aufdringli-
chem/gewerbsmäßigem Betteln, Betteln
von minderjährigen) oft zum problem
wird – insofern, als dass menschen
gewerbsmäßiges Betteln selbst dann
schon unterstellt wird, wenn mehrere
personen in absprache zum Betteln
gehen. medial wird diesen BettlerInnen

die teilweise äußert polemisch geführten
diskussionen um Bettelverbote und den
Umgang mit Bettlerinnen und Bettlern in
den Straßen österreichischer Gemeinden
und Städte reißen nicht ab. aus diesem
Grund beschloss das Friedensbüro, die-
ses thema aufzugreifen und im Zuge
eines Club 3 expertinnen und experten
im rahmen eines podiumsgesprächs mit
dem titel „Ist Betteln ein menschen-
recht?“ zu wort kommen zu lassen.

Zu Gast waren robert Buggler (politik-
wissenschaftler und Geschäftsführer der
Salzburger armutskonferenz), marion
thuswald (mitbegründerin der „wiener
Bettellobby“, vorstandsmitglied des
„Österreichischen Friedensdienstes“, sie
setzte sich im Zuge ihrer diplomarbeit
mit dem thema „Betteln in wien“ aus-
einander), Ingeborg haller (rechtsanwäl-
tin und Gemeinderätin der Bürgerliste)
und nicole Sevik (Generalsekretärin des
vereins „Ketani für Sinti und roma“ in
linz).

Rechtliche Lage

Zu Beginn der diskussion ging Ingeborg
haller auf das thema „Bettelverbot“
und den darum kreisenden diskurs aus
juristischer Sicht ein. neben der Feststel-
lung, dass man diesem „problem“ nicht
mit verboten begegnen kann, wies hal-
ler auf die zentralen Fragen hin, wem
der öffentliche raum überhaupt
„gehört“ und wer sich in diesem raum
bewegen kann. Im Sinne dieser Frage-
stellung erläuterte sie, dass Betteln im
öffentlichen raum sowohl vonseiten der
Grund- (recht auf privatleben, recht auf
meinungsfreiheit, recht auf erwerbsfrei-
heit) als auch der menschenrechte legi-
tim ist. was die Bettelverbote betrifft, so
legte haller dar, dass es in Salzburg
lange schon ein sehr umfassendes Bet-
telverbot gibt (§29 landessicherheitsge-
setz) und dieses verbot – vor allem im
Zusammenhang mit der rolle Salzburgs
als „Festspielstadt“ – immer wieder in

unterstellt, auf weisung von hintermän-
nern zu agieren. der Schutz vor ausbeu-
tung wird dabei als argument für ein
Bettelverbot verwendet. diese Situation
war auch einer der hauptgründe für die
Gründung der wiener Bettellobby, die
vor allem die Sammlung von Informatio-
nen, vernetzung von personen sowie die
einmischung in den öffentlichen diskurs
als ihre aufgabe sieht.

Keine andere Wahl?

nicole Sevik ging im anschluss auf die
Situation der roma und Sinti in diesem
Zusammenhang ein und hielt dabei fest,
dass Betteln trotz der oft sehr negativen
Berichterstattung natürlich kein aus-
schließliches problem der roma und Sinti
sei. Gerade die schlechte sozioökonomi-
sche Situation dieser volksgruppen in
osteuropa lässt ihnen oft keine andere
wahl, als zu betteln. dabei schilderte sie
auch ein treffen mit einer Gruppe von
roma aus rumänien, die berichteten,
dass sie in ihren heimatgemeinden keine
Jobs bekommen und als letzte Konse-
quenz in größere Städte reisen, um
durch den Bettelerwerb die Familien mit
dem notwendigsten zu versorgen. viele
wollen nicht mehr in ihre heimat zurück
und bleiben zwischen den ländern und
den Gesellschaften stecken, da sie
weder hier noch in ihren heimatorten
eine Chance bekommen. ein großes pro-
blem sei auch, dass jene teile der Bevöl-
kerung, die bereits antiziganistische vor-
urteile hätten, diese durch bettelnde
roma erst recht bestätigt sähen. 
das Interesse des publikums zeigte sich
bei der anschließenden diskussion, wo
rege über Fragen der moralischen
ansprüche an menschen in schwierigen
lebenssituationen, den Umgang mit
Bettlern in der eigenen lebenswelt, zivil-
gesellschaftliches engagement sowie die
Forderung nach einer positiven Sensibili-
sierung gesprochen wurde – in diesem
Sinne also ein thema, bei dem es sich
lohnt, dranzubleiben.

Kathrin Quatember ist Mitarbeiterin 
des Friedensbüros Salzburg
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rungspolitik, die Frankreich betrieben hat,
die quasi freiwillige „repatriierung“ von
rumänischen roma und somit von eU-Bür-
gern, war einzigartig.

Ist die Volksgruppe der Roma wieder
zum Feindbild in Europa geworden?
es sind offensichtlich nach wie vor negative
vorurteile gegenüber roma und Sinti vor-
handen, die immer wieder von der Gesell-
schaft einschließlich der politik aktiviert wer-
den. Und das, obwohl die „roma-Frage“ in
den letzten 10 oder 15 Jahren durchaus eine
politisierung im positiven Sinne erfahren hat,
es eine vermehrte aufmerksamkeit für deren
problemlage gab und ein Bewusstsein dafür,
dass es besonderer Bemühungen bedarf, um
die vorhandenen probleme zu lösen. Jetzt
gibt es plötzlich eine art rückschritt – diskri-
minierende maßnahmen, die politisch nicht
mehr konform waren, werden wieder von
einem breiteren politischen Konsens, von
mainstreampolitikern, mitgetragen. Und da
ist nicht nur Frankreich als Beispiel zu nen-
nen, sondern auch Ungarn, die Slowakei
oder die tschechische republik.

Wie ist die Situation in Österreich? Gab
es eine (positive) Entwicklung in den
letzten Jahren?
nach dem Bombenattentat in oberwart
1995 hat ein gewisser Umdenkungsprozess
auch in der politik stattgefunden. In den
letzten Jahren hat sich in Österreich für diese
minderheit, die mit 25.000 bis 30.000 mit-
gliedern nicht sehr groß ist, einiges getan, es
gibt aber nach wie vor probleme, sowohl am
arbeitsmarkt als auch was die Bildung und
bestehende diskriminierung betrifft.

Was kann zur Verbesserung der Situa-
tion in Bezug auf Bildung und, in weite-
rer Folge, in Bezug auf die Chancen am
Arbeitsmarkt getan werden? Nach wie
vor werden Roma-Kinder in vielen Län-
dern, unabhängig von ihren geistigen
Fähigkeiten, in Sonderschulen geschickt.
der europäische Gerichtshof hat im Jahr
2007 die tschechische republik wegen der
verletzung des rechts auf Zugang zu Bil-
dung verurteilt. dort wurden roma-Kinder
in einer überproportional hohen anzahl in
Sonderschulen geschickt. die tschechische
regierung wurde aufgefordert, maßnahmen
zu erlassen, die roma-Kindern den gleichen
Zugang zu Bildung ermöglichen. drei Jahre
später muss man leider feststellen, dass sich
kaum etwas verbessert hat. die Schulen
wurden einfach umbenannt – aus „Sonder-

schulen“ wurden „practical Schools“. Schu-
len, die nach Sonderschullehrplan unterrich-
ten, erhalten mehr Förderungen vom Staat,
weshalb Schulen ein Interesse haben, dass
möglichst viele Schüler einen Sonderschul-
lehrplan „benötigen“. ein anderes Beispiel:
ich habe vor einigen Jahren Schulen in der
ostslowakei besucht. roma-Kinder, deren
muttersprache romanes war, wurden ein-
fach in Sonderschulen gesteckt. dabei hät-
ten sie einfach entsprechende Sprachkurse
gebraucht.
länder in denen roma-Kinder segregiert
werden, sollten effektive desegregations-
maßnahmen erlassen. Zudem sollte in Frü-
herziehung, in vorschulbildung investiert
werden, um diesen Kindern die gleichen
Schuleinstiegschancen zu geben.

Was braucht es, damit Gesetze zur
Chancengleichheit auch auf lokaler
Ebene greifen? 
Zu allererst braucht es ein genuines politi-
sches Commitment und auch adäquate
finanzielle mittel. ohne entsprechenden
politischen willen greifen die schönsten
aktionspläne nicht. Und dafür braucht es
eine entsprechende Bewusstseinsbildung
und Unterstützung sowohl in der mehr-
heitsbevölkerung als auch innerhalb der
roma-Gemeinschaft. man muss mit der
gesamten Gesellschaft arbeiten. 

Welche Rolle spielt die Europäische
Union?
die europäische Union ist sehr stark in der
Schaffung von Standards und hat vor allem
auch finanzielle mittel und damit verhand-
lungsgewicht. So gab und gibt es für alle
Beitrittskandidaten Zielvorgaben im men-
schenrechtlichen und minderheitenrecht-
lichen Bereich. auch auf der ebene der anti-
diskriminierungs-Gesetzgebung gab es ent-
wicklungen. auf lokaler ebene aber hat sich
wenig geändert. Beispielsweise lag der
Fokus bei den abschiebungen von roma
aus Frankreich nach rumänien auf der dis-
kriminierenden Behandlung durch die fran-
zösische administration. aber wir müssen
uns auch fragen, warum diese menschen
ihre heimat verlassen und sich für ein leben
in einem Camp in Frankreich entscheiden
haben, wo sie nicht willkommen sind. tatsa-
che ist, dass rumänien nicht genug getan
hat. es gibt in der eU finanzielle Förderun-
gen, die zur lösung bestimmter problemla-
gen im hinblick auf roma bereitgestellt
werden. diese Gelder müssen aber von den
einzelnen regierungen abgerufen und pro-

gramme umgesetzt werden. Und da sind wir
wieder beim politischen willen. rumänien
zum Beispiel hat nur etwa 16 prozent der für
roma-Fragen zur verfügung gestellten eU-
Gelder ausgeschöpft, was unglaublich wenig
ist.

Welchen Beitrag können Bildungsarbeit,
Gedenken und Erinnerungskultur gegen
Antiziganismus und Diskriminierung lei-
sten?
Bildungsarbeit ist einer der Kernpunkte, um
diskriminierung und rassismus entgegenzu-
wirken. es ist unheimlich wichtig, mit der
mehrheitsbevölkerung zu arbeiten, lernpro-
zesse in Gang zu setzen und Bewusstseins-
bildung dafür zu betreiben, dass roma und
Sinti teil der jeweiligen Bevölkerung sind.
was die erinnerungskultur betrifft: auch
viele roma selbst wissen wenig über die ver-
folgungsgeschichte ihrer volksgruppe. da ist
noch sehr viel Bildungsarbeit zu tun. vor
allem aber ist wichtig, dass man die vergan-
genheit im hinblick auf den aktuellen Bezug
diskutiert und analysiert, was heute passiert.
man kann die vergangenheit nicht rückgän-
gig machen, aber man kann einen Beitrag
dazu leisten, dass sie nicht wiederkehrt.

Mirjam Karoly ist Beraterin der OSZE in
Roma- und Sinti-Fragen und Mitglied des
Volksgruppenbeirats für Roma und Sinti in
Österreich.

Konflikt aktuell 2010

Rechtsextremismus in Europa - von
den Straßen in die Parlamente? 
montag, 7. Juni 2010
Mit:
wolfgang purtscheller, Journalist,
profil/der Standard, Belgrad/Budapest;
Gregor mayer, Journalist, publizist und
rechtsextremismus-experte
Ort: Gesellschaftswissenschaftliche 
Fakultät der Uni Salzburg, rudolfskai 4

Roma – Europas größte Minderheit 
montag, 22. november 2010
Mit:
mirjam Karoly, politologin, Beraterin der
oSZe in roma- und Sinti-Fragen und
mitglied des Österreichischen volksgrup-
penbeirats für roma
Moderation: elfi Geiblinger
Ort: haus Corso, Imbergstraße 2  
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